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Grüne setzen im Europawahlkampf auf Klimaschutz
Spitzenkandidatin Ska Keller über die neue Begeisterung für Europa, streikende Schüler und eine blockierende Bundesregierung

Von unserem Redakteur
Jürgen Paul

HEILBRONN Die Grünen setzen im
Wahlkampf für die Europawahl am
26. Mai auf Klimaschutz, Demokra-
tie und sozialen Zusammenhalt. Das
sagte die Spitzenkandidatin und
Fraktionsvorsitzende der Grünen
im Europäischen Parlament, Ska
Keller, am Donnerstag bei ihrem Be-
such in Heilbronn.

Die Europawahl sei „absolut ent-
scheidend, weil da festgelegt wird,
in welche Richtung Europa geht“.
Bekommen die Nationalisten Ober-
wasser, die Europa abschaffen wol-
len? Gewinnen die Status-Quo-Par-
teien, die wollen, dass alles so wei-
terläuft wie bisher? Oder setzen sich
die Grünen durch, die sich für Frie-
den, Wohlstand, Freiheit und Demo-
kratie einsetzen. Diese Werte sind
für die 37-Jährige aus der Lausitz
Kernversprechen der EU.

Ska Keller hofft darauf, dass die-
se Europawahl nicht wie früher zu
einer Protestwahl wird, bei der Po-
pulisten gewinnen. „Die Gefahr ist
da, auf jeden Fall. Aber was mich op-
timistisch stimmt, ist, dass so viele
Leute sagen: Das wollen wir nicht
und sich für Europa einsetzen.“

Gemeinsam Den Frieden in Europa
sieht die Grüne bedroht, nicht zu-
letzt durch den Klimawandel. „Beim
Klimawandel zeigt sich, ob Europa
handeln kann. Denn es ist ja logisch,
dass wir hier nur vorankommen,
wenn wir gemeinsam agieren und
dass Europa da vorangehen muss.
Denn Trump wird es nicht tun.“

Die Schüler-Demonstration für
das Klima findet die Grüne „ganz
großartig“. Auch dass Greta Thun-
berg für den Friedens-Nobelpreis
vorgeschlagen wurde, „finde ich
gut. Sie hat schon unglaublich viel
für den Weltfrieden beigetragen.“

Ska Keller fordert, dass sich beim
Klimaschutz jetzt etwas ändern
müsse. „Die jungen Leute wissen
ganz genau, dass ihre Zukunft davon
abhängt. Und dann sitzen Leute in
der Regierung und sagen: langsam.
Das ist absurd.“ Es gehe „um diesen
eine Planeten, den wir haben“. Alle
wüssten, was zu tun sei. „Es braucht
nur den politischen Willen dafür.“
Dass die Regierung die Klimaziele
für 2020 reiße, findet Keller „wirk-
lich unglaublich“. „Wir sind das
wirtschaftlich stärkste Land in der
EU und waren mal Vorreiter bei den
erneuerbaren Energien. Und jetzt
kümmert sich keiner mehr darum.“

Die Grünen wollen „Europa auf
das nächste Level“ heben. Für mich
ist das die soziale Frage“, sagt Ska
Keller. Nicht alle Mitgliedsländer
hätten so vom Binnenmarkt profi-
tiert wie Deutschland, sagt sie mit
Blick auf die hohe Jugendarbeitslo-
sigkeit in Südeuropa. Europa tue zu

wenig, um die massiven Unterschie-
de abzubauen. Deshalb fordern die
Grünen eine Richtlinie für soziale
Mindeststandards in ganz Europa.

Sorgen bereiten Keller demokra-
tiegefährdende Entwicklungen in
Polen, Ungarn oder Rumänien. Die
EU brauche schärfere Instrumente,
um Bürgerrechte durchzusetzen.
Unabhängige Expertenkommissio-
nen sollten die EU-Länder regelmä-
ßig überprüfen und verbindliche
Empfehlungen abgeben.

Bremser Den Brexit, der gezeigt
habe, „wie zerbrechlich Europa ist“,
bezeichnet Ska Keller als „Tragö-
die“. Sie hofft auf ein zweites Refe-
rendum. Die Bundesregierung
gebe europäisch gesehen kein gutes
Bild ab, findet sie. „Ob beim Klima-
schutz, Steuertransparenz oder Di-
gitalsteuer, immer blockiert die
Bundesregierung. Deutschland
sitzt die ganze Zeit auf der Bremse.“

Ska Keller ist Co-Fraktionsvorsitzende
der Grünen im EU-Parlament. Foto: dpa

Neuer Oberbefehlshaber
BRÜSSEL Die Nato-Streitkräfte in Eu-
ropa bekommen einen neuen Ober-
befehlshaber. US-General Tod D.
Wolters soll nach Bündnisangaben
vom Freitag im Frühjahr die Aufga-
ben seines Landsmannes Curtis M.
Scaparrotti übernehmen. Dieser
war 2016 zum Europa-Oberkom-
mandeur der Nato ernannt worden.
Der 59 Jahre alte Wolters begann
seine Militärkarriere als Kampf-
pilot. Er ist zur Zeit Befehlshaber
der US-amerikanischen Luftstreit-
kräfte in Europa und Afrika sowie
Chef des Nato-Luftkommandos in
Ramstein (Rheinland-Pfalz). dpa

Verdächtige verhaftet
AMSTERDAM Im Zusammenhang mit
den Terroranschlägen von Paris
2015 hat die niederländische Polizei
in Amsterdam zwei Männer festge-
nommen. Die Verdächtigen sollen
der Terrormiliz IS möglicherweise
die Waffen zu den Anschlägen gelie-
fert haben, teilte die Staatsanwalt-
schaft am Freitag mit. Die Männer
im Alter von 29 beziehungsweise 31
Jahren waren bereits am Dienstag
festgenommen worden. Die Ermitt-
ler hatten in ihren Wohnungen Com-
puter, Dokumente und Handys si-
chergestellt. Der 29-Jährige befinde
sich in Untersuchungshaft in Rotter-
dam, wie die Staatsanwaltschaft mit-
teilte. Der andere Verdächtige sei
aus gesundheitlichen Gründen vor-
erst freigelassen worden. dpa

Gespräche überdacht
SEOUL Nach dem gescheiterten Gip-
feltreffen mit den USA vor zwei Wo-
chen stellt Nordkoreas Führung
weitere Verhandlungen über ihr
Atomwaffenprogramm infrage. Ihr
Land habe nicht die Absicht, vor den
Forderungen der USA, die diese
beim Gipfel in Hanoi vorgebracht
hätten, einzuknicken, sagte Vize-
Außenministerin Choe Son Hui laut
der russischen Agentur Tass am
Freitag in Pjöngjang. Auch sei ihre
Regierung nicht bereit, „die Ver-
handlungen in dieser Art fortzuset-
zen“. Machthaber Kim Jong Un wol-
le bald eine Erklärung zu seinem
künftigen Kurs abgeben. dpa

Kurz notiert
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2018 Vor einem Jahr
Der bayerische Landtag wählt Mar-
kus Söder (CSU) zum Minister-
präsidenten. Er übernimmt das
Amt von CSU-Chef Horst Seehofer,
der als Innenminister in die Haupt-
stadt wechselte.

1939 Vor 80 Jahren
Unter dem Druck schwerer Vorwür-
fe der Misswirtschaft tritt die Euro-
päische Kommission geschlossen
zurück.

Zahl des Tages

Die Linksfraktion macht sich für eine
Quote für Ostdeutsche in Bun-
desbehörden stark. Ihr früherer Vor-
sitzende Gregor Gysi sagte am Frei-
tag im Bundestag, der Bevölkerungs-
anteil der Ostdeutschen mache 16,8
Prozent aus. Aber nur 1,7 Prozent der
Spitzenposten in zahlreichen gesell-
schaftlichen Bereichen – von der
Wirtschaft über die Kultur bis hin zur
Verwaltung – würden von Bürgern
aus dem Osten besetzt.

1,7

Reichsbürger als Extremist eingestuft
BERLIN Die Bundeswehr hat unter
ihren Soldaten erstmals einen soge-
nannten Reichsbürger als Extremis-
ten eingestuft und vom Dienst sus-
pendiert. Der Mann war aufgeflo-
gen, weil er vor dem Verwaltungsge-
richt Oldenburg wegen des Entzugs
einer Waffenbesitzkarte und eines
kleinen Waffenscheins geklagt hat-
te. Ein Sprecher des Verteidigungs-
ministeriums sagte der dpa am Frei-
tag weiter, in den vergangenen drei
Jahren habe es insgesamt 60 Ver-

dachtsfälle mit Bezug zur Szene so-
genannter Reichsbürger gegeben.
Zuerst hatte der „Spiegel“ berichtet.

Sogenannte Reichsbürger/
Selbstverwalter erkennen die Bun-
desrepublik Deutschland nicht als
Staat an. Teils verweigern sie die
Zahlung von Steuern oder Geldstra-
fen. Verbreitet sind von eigenen Or-
ganisationen fabrizierte Personal-
dokumente, die keinerlei offizielle
Gültigkeit haben. Teile der Szene
gelten als gewaltbereit. dpa

Amri plante wohl Anschlag in Einkaufszentrum
tober 2016 einen Besuch abstattete.
Allerdings nur um ihm zu sagen,
dass man ihn als radikalen Islamis-
ten auf dem Schirm habe. Dass in
der Wohnung Material für eine Bom-
be lagerte, wusste die Polizei damals
nach eigener Aussage nicht. Was
aus dem Sprengstoff wurde, ist un-
bekannt. Amri kaperte am 19. De-
zember 2016 einen Lastwagen, raste
auf den Weihnachtsmarkt an der
Berliner Gedächtniskirche und töte-
te insgesamt zwölf Menschen. dpa

Sprengstoffattentat geplant hatte,
ist schon länger bekannt. Neu ist
aber, dass der inzwischen in Frank-
reich inhaftierte Clément B. damals
bei Instagram ein Foto des „Gesund-
brunnen-Centers“ eingestellt hatte.
Amri soll sich einen Tag später län-
ger in dem Einkaufszentrum aufge-
halten haben, wie eine Auswertung
der Standortdaten seines Handys er-
gab. Das Terror-Trio ließ von dem
Sprengstoff-Plan ab, weil die Polizei
dem Islamisten aus Dagestan im Ok-

BERLIN Der spätere Weihnachts-
markt-Attentäter Anis Amri soll 2016
ein Berliner Einkaufszentrum als
Ziel für einen Sprengstoffanschlag
ausgespäht haben. Das geht aus Un-
terlagen von Ermittlern hervor, die
das ARD-Magazin „Kontraste“, die
„Berliner Morgenpost“ und der RBB
einsehen konnten. Dass Amri ge-
meinsam mit einem französischen
Islamisten und dem inzwischen in
Deutschland angeklagten Kauka-
sus-Russen Magomed-Ali C. ein

In diesen Ländern waren für den 15. März Klima-Demonstrationen angekündigt:
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Weltweite Demonstrationen

bis zu 10 Demonstrationen 11 bis 100 über 100

Demos für
das Klima

BERLIN Die deutsche Aktivistin
Luisa Neubauer und die Protestwelle

Von Marc Niedzolka, dpa

Auf einer kleinen Bühne in ei-
nem Berliner Park, eher einer
Grünfläche, steht Umweltak-

tivistin Luisa Neubauer vor tausen-
den Demonstranten. „Wir sind hier,
wir sind laut, weil ihr uns die Zukunft
klaut“, ruft die 22-jährige Studentin
ins Mikrofon. Die anderen Demons-
tranten stimmen ein, sie wird mit
viel Applaus gefeiert. Überwiegend
Schüler und Studenten haben sich
hier zusammengefunden, um von
Politikern und Wirtschaftsbossen
mehr Klimaschutz einzufordern.

Höhepunkt Weltweit waren am
Freitag mehr als 2000 solcher Kund-
gebungen in rund 125 Ländern ge-
plant. Die Bewegung „Fridays for
Future“ hat damit vorerst ihren Hö-
hepunkt erreicht und mit ihrem
„Global Strike For Future“ ein Aus-
rufezeichen gesetzt.

Neubauer hat den Protest für
Berlin angemeldet. „Das Klima ist
hoffnungsloser als unsere Abi-Klau-
sur in Mathe“, steht auf einem Pla-
kat. Es sind mehr als zehntausend
Unterstützer gekommen, wie auch
in Köln und München. Bundesweit
sind es nach Schätzungen der Bewe-
gung rund 300 000. Demonstriert
wird am Freitag auch in anderen eu-
ropäischen Metropolen wie Rom,

Test gefallen und habe den nicht be-
standen. Immer wieder bekommen
junge Menschen Schuleinträge
oder manchmal auch einen Tadel
oder eine Sechs. Wir haben aber ein
Team bei uns in der Bewegung, das
sich um so was kümmert“, erzählt
die Studentin.

Das sind Konsequenzen, die sie
in Kauf nehmen. Denn Neubauer
vermisst die Bereitschaft in der Poli-
tik, wirklich etwas für den Klima-
schutz zu verändern. Mit einem Lob,
wie jüngst von Bundeskanzlerin An-
gela Merkel (CDU), kann sie nur
wenig anfangen: „Dass Frau Merkel
uns als Bewegung begrüßt, ist ja kli-
mapolitisch irrelevant. Wir fordern,
dass sie klimapolitische Maßnah-
men einleitet. Das ist ihr Job.“ Die
Rolle der Bewegung sei, dass sie
Veränderungen einfordern müssten
von der Politik. Die Bereitschaft von
selbst aktiv zu werden, sei nicht da.

Neubauer gesteht zwar ein, dass
die Aufgabe unheimlich komplex
sei. Es gebe aber Expertinnen und
Experten, wie die unterstützenden
Wissenschaftler, die Lösungsansät-
ze haben. Doch wie soll es weiterge-
hen mit den Protesten? „Das ist erst
der Anfang. Und es wird noch rich-
tig krass werden“, sagte Neubauer.
„Wir streiken so lange, bis die Regie-
rung einen Plan hat für unsere Zu-
kunft und unseren Planeten.“

Wien, Warschau, London und Ma-
drid. Ausgelöst wurde die weltweite
Bewegung von der 16-jährigen
schwedischen Schülerin Greta
Thunberg. Neben Stockholm ist sie
auch in Düsseldorf dabei – aller-
dings nur als mahnende Pappma-
ché-Figur. „Tut endlich was gegen
die Klimakatastrophe!“ steht darauf.

Hausaufgaben Mittlerweile de-
monstrieren aber nicht nur Schüler
und Studenten. Mehr als 23 000 Wis-
senschaftler aus Deutschland, Ös-
terreich und der Schweiz haben eine
Stellungnahme unterzeichnet, in
der sie die „Fridays for Future“-Be-
wegung unterstützen. „Jede Woche
schließen sich mehr Menschen an“,
berichtet Neubauer im Interview
der Deutschen Presse-Agentur.
„Jede Woche verändert sich auch so
ein ganz bisschen die Zusammen-
setzung der Menschen. Das ist ganz
wichtig. Wir jungen Menschen kön-
nen nicht die Hausaufgaben einer
ganzen Republik machen.“

Auch Eltern stellen sich mit „Pa-
rents for Future“ an die Seite der Ju-
gendlichen. Sie bitten unter ande-
rem darum, auf Schulverweise oder
andere disziplinarischen Maßnah-
men zu verzichten, wenn Schüler für
Proteste den Unterricht schwänzen.

Neubauer kennt die Probleme.
„Auch ich bin schon durch einen

Berliner Schüler beteiligen
sich an der Klimademons-

tration (links). An ihrer
Spitze steht die Aktivistin

Luisa Neubauer (oben, mit
Moderator und Arzt Eckart
von Hirschhausen) und in
der Antarktis demonstrie-

ren Wissenschaftler vor der
Polarstation Neumayer III.
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